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Antrag 

der Abgeordneten Hedrich, Feiicke, Graf von Waldburg-Zeii, Dr. Finger, Repnik, 
Frau Fischer, Höffkes, Dr. Hüsch, Dr. Kunz (Weiden), Dr. Kronenberg, 

Dr. Pohlmeier, Schreiber, Borchert, Herkenrath, Sauter (Epfendorf), 
von Hammerstein, Dr. Hornhues, Eigen, Dr. Hoffacker, Sauer (Saizgitter), 

Schwarz, Dr. Olderog, Jagoda, Engelsberger, Kalisch, Frau Roitzsch (Quickborn), 
Jung (Lörrach), Hornung, Müller (Wesseling), Dr. Jobst, Weiß, Schmitz (Baesweiier), 
Dr. Faltlhauser, Sauer (Stuttgart), Frau Männle, Ganz (St. Wendei), Austermann, 

Dr. Schroeder (Freiburg), Ruf und der Fraktion der CDU/CSU 
sowie der Abgeordeten Dr. Rumpf, Schäfer (Mainz), Dr. Feldmann, Ertl, 

Frau Seiler-Albring und der Fraktion der FDP 


Überwindung von Hunger und Not in Afrika 


Die Aktion „Ein Tag für Afrika — gemeinsam gegen den Himger" 
hat in breiten Teilen der deutschen Bevölkerung das Bewußtsein 
für die Probleme des afrikanischen Kontinents geschärft. 

Jede Katastrophenhüfe muß in ein langfristiges Konzept zur Über- 
windung des Himgers imd der Not eingebettet sein. Obwohl sich 
die aktuelle Ernährungslage in großen Teüen des afrikanischen 
Kontinents in den letzten Monaten entspannt hat — mehrere 
Länder konnten Getreideüberschüsse erzielen — ist eine lang- 
fristige Strategie zur Emähnmgssicherung aus eigener Kraft drin- 
gend notwendig, denn im Trend nimmt die Nahrungsmittelpro- 
duktion pro Kopf in Afrika ab. Die Gefahr häufigerer und noch 
größerer Hungerkatastrophen wächst. 

Die Bimdesregierung muß sich daher weiter der Aufgabe stellen, 
in Zusammenarbeit mit den westlichen Industrieländern und 
ihren afrikanischen Partnern eine langfristige Entwicklungsstrate- 
gie zur Selbstversorgung zu erarbeiten, in der die Steigerung der 
Nahrungsmittelproduktion und die Entwicklung des ländlichen 
Raumes Priorität besitzen. Eine Integration der direkten Nah- 
rungsmittelhilfe in die langfristige Ernährungssicherungsstrategie 
imd die Abkehr von der bisherigen Praxis, Nahrungsmittelexporte 
der westlichen Geberländer zu viel zu niedrigen Preisen oder 
verspätet abzugeben imd damit die vorhandenen Produktions- 
imd Preisstrukturen zu stören, müssen ebenso Bestandteü dieses 
langfristigen Entwicklungskonzepts sein, wie die Beachtung 

— der Übernutzung und Zerstörung der ökologisch ohnehin anfäl- 
ligeren trocken- und feuchttropischen Regionen, 
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— extremer sozialer Ungleichheiten bei fortschreitender Verar- 
mung, 

— politischer Instabilitäten, Krieg und FlüchtMngselend, \ 

— hoher Bevölkerungszuwachsraten, zunehmender Arbeitslosig- 
keit, Verschlechterung der Basisversorgung der Bevölkerung, 

— externer entwicklungshemmender Ursachen, wie die sinken- 
den Rohstoffpreise, die Verschuldimg und die frühere Ölpreis- 
steigerung, 

— verfehlter Entwicklungsstrategien der afrikanischen Staaten, 
entwicklungshemmender Strukturen und falsch gesetzter Rah- 
menbedingimgen. 

Der Bundestag woUe beschließen: 

A. Der Deutsche Bundestag begrüßt: 

1. die Erhöhung des Anteüs der Entwicklungshüfezusagen der 
Bundesregierung für Maßnahmen der Emährungssichenmg 
aus eigener Kraft in den afrikanischen Ländern südlich der 
Sahara von 1982 bis 1984 von 26 auf 34 %; 

2. die Politik der Bundesregierung, im Rahmen des VN- 
Aktionsprogramms für die LLDC den am wenigsten entwik- 
kelten Ländern Afrikas Finanzielle Zusammenarbeit nur 
noch als Zuschuß zu gewähren und in der Vergangenheit 
gewährten FZ-Darlehen auf Antrag in Zuschüsse umzuwan- 
deln imd damit praktisch die Schulden aus der FZ zu er- 
lassen; 

3. die Empfehlungen der Sachverständigengruppe zur Afrika- 
hilfe, die vom Bonner Wirtschaftsgipfel eingesetzt wurde. Er 
unterstützt die Bimdesregienmg in ihrem Bestreben, die 
Vorschläge und Folgemaßnahmen der Sachverständigen- 
gruppe zur wirtschaftlichen Entwicklung Afrikas baldmög- 
lichst umzusetzen; 

4. die Selbstverpflichtung der afrikanischen Regierungen 
anläßlich des letzten Treffens der OAU, der Anteü der Land- 
wirtschaft am Gesamtvolumen der öffentlichen Investitionen 
bis 1989 auf 20 bis 25 % zu steigern. Angesichts des Aus- 
maßes der Emährungskrise sollte dieses Ziel nur ein erster 
Schritt auf dem Wege konsequenter Förderung der Land- 
wirtschaft sein; 

5. das Lome-III-Abkommen, das die selbstbestimmende und 
selbsttragende Entwicklung der afrikanischen Länder zum 
zentralen Punkt mac)it und der Eigenversorgung mit Nah- 
rungsmitteln sowie der ländlichen Entwicklung höchste 
Priorität einräumt; 

6. die Bemühimgen der Länder Schwarzafrikas, regional 
zusammenzuarbeiten (SADCC, ECOWAS); 

7. die Aufstockimg der Mittel für das Sonderprogramm ,, Südli- 
ches Afrika" — hier besonders das Stipendiaten-Programm 
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und die Verbesserung des Erziehungswesens für die nicht- 
weiße Bevölkerung 

Der Deutsche Bundestag setzt sich für eine Entwicklungspolitk 

ein, die in Afrika die Priorität auf die Sicherung der Ernährung 

aus eigener Kraft und die Entwicklung ländlicher Räume legt. 

Dies soll gefördert werden durch 

— Produktionsanreize wie marktgerechte Agrarpreise und ein 
ausreichendes Angebot an Grundbedarfsgütem, 

— Hilfe bei Verbesserungen der Produktionstechnik, insbeson- 
dere der Kleinbauern unter Berücksichtigung ökologischer 
infrastruktureller und sozialer Erfordernisse, 

— Abbau der unrentablen Staatswirtschaft im ländlichen Sek- 
tor, statt dessen Förderung des privaten Sektors generell, 
insbesondere der Selbsthilfeorganisationen der Landbevöl- 
kerung, 

— Abbau derjenigen Maßnahmen der Geber, welche die 
Eigenanstrengimgen der Entwicklungsländer entmutigen. 

B. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

1. verstärkt integrierte, multisektorale Vorhaben zu unterstüt- 
zen, die neben den Kleinbauern auch das Kleinhandwerk 
und das Kleingewerbe im ländlichen Raum fördern, da ein- 
seitige landwirtschaftliche Fördermaßnahmen allein keinen 
nachhaltigen Erfolg versprechen; 

2. die Belange der Frauen und ihre Bedeutimg für die wirt- 
schaftliche Entwicklung des afrikanischen Kontinents 
besonders zu beachten und die Sektoren verstärkt zu för- 
dern, die die Lebens- und Arbeitsbedingungen von Frauen 
unmittelbar verbessern; 

3. alle Projekte verstärkt auf ihre ökonomischen, ökologischen 
imd sozialen Folgewirkungen zu untersuchen. Der Betreu- 
ungszeitraum muß notfalls verlängert, der Übergabezeit- 
punkt des Projekts an einen örüichen Träger hinausgescho- 
ben werden; 

4. mit den afrikanischen Partnern einen intensiven entwick- 
Itingspolitischen Dialog zu führen. Dieser Dialog sollte ein 
gemeinsamer Lernprozeß auf dem Weg zu einer optimalen 
Zusammenarbeit zwischen Europa und Afrika sein. Hierzu 
müssen wir durch Anpassungsmaßnahmen ebenso beitra- 
gen wie die afrikanischen Dialogpartner selbst. Vor allem 
müssen folgende Entwicklungsvoraussetzimgen behandelt 
werden: 

— entwicklungsfördernde Rahmenbedingungen, unter an- 
derem mehr Freiräume für die Entfaltung von Selbsthüfe- 
organisationen, 

— bessere Erschließung der Binnen- und Regionalmärkte, 

— Dezentralisation von Planung tmd Entscheidung, 
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— Abbau der Bevorzugung der urbanen Zentren sowie der 
kapitalintensiven Industrie, 

— Abbau der Preisverzerrungen auf dem inländischen 
Markt und bei den Wechselkursen, 

— Anstrengungen bei der Bekämpfung des Analphabeten- 
tums und bei der Aus- und Fortbildung von Fachkräften; 

5, sowohl die Aus- und Fortbüdimgsmaßnahmen für Flücht- 
linge als auch die Hilfsmaßnahmen für die nichtweiße Bevöl- 
kerung in Südafrika gemäß den Beschlüssen der Außen- 
miiüsterkonferenz vom September 1985 in Luxemburg fort- 
zuführen. 

Hunger und Not in Afrika können nicht durch Regierungen 
allein überwunden werden, weder durch die der Industrie- 
länder noch durch die der afrikanischen Länder. Entschei- 
dende Beiträge müssen von multilateralen Organisationen 
und in Zukunft mehr noch als bisher von den gesellschaftli- 
chen Gruppen sowohl der Geberländer als auch der Emp- 
fängerländer ausgehen. 


Bonn, den 14. Mai 1986 
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